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Pressemitteilung 

28. September 2022 

Deutscher Städtetag nach Sitzung des Präsidiums 

Daseinsvorsorge sichern: Städte schlagen Alarm und fordern Rettungsschirm 
für kommunale Energieversorger – Gaspreisbremse muss schnell kommen 

Der Deutsche Städtetag warnt vor dem Aus für einzelne oder mehrere Stadtwerke als Folge der 
Energiekrise. Er fordert den Bund auf, umgehend einen Rettungsschirm für kommunale 
Energieversorger zu spannen und das Insolvenzrecht anzupassen. Um die Menschen und 
Unternehmen in den kommenden Monaten zu entlasten, fordern die Städte zudem eine 
Gaspreisbremse. Das machte der Präsident des Deutschen Städtetages, Oberbürgermeister 
Markus Lewe aus Münster, nach einer Präsidiumssitzung des kommunalen Spitzenverbandes in 
Kiel deutlich: 

„Die Stadtwerke stehen für eine verlässliche Energieversorgung für Millionen Menschen 
sowie für Unternehmen, das Handwerk und das Gewerbe vor Ort. Die wirtschaftliche 
Lage der Stadtwerke spitzt sich jedoch mit jedem Tag weiter zu. Die Preise für Gas und 
für Strom steigen weiter und die Stadtwerke müssen mehr und mehr Geld in die Hand 
nehmen, um ihre Angebote aufrechtzuerhalten. Gleichzeitig können viele Menschen 
ihre Energierechnungen nicht mehr bezahlen. Kommunale Versorger können ohne 
Unterstützung des Bundes in existenzielle Schwierigkeiten geraten, die wir alle spüren 
werden. Stadtwerke sind systemrelevant. Wir appellieren deshalb dringend an den 
Bund, den Stadtwerken endlich einen Rettungsschirm zuzusagen. Die Stadtwerke 
brauchen diesen Schutz, damit sie auch in einer existenziellen Schieflage zahlungsfähig 
bleiben und weiter Strom und Gas liefern können.“ 

Existenzielle Risiken für Unternehmen vorbeugen 

Erste Städte stützten ihre Versorger bereits mit hohen Millionenbeträgen. Solche 
finanziellen Hilfen für ihre Unternehmen können nicht alle Städte leisten, schon gar nicht 
über lange Zeit. Der Städtetagspräsident betonte: „Ohne zügige Hilfen riskieren wir, dass 
die Stadtwerke nicht mehr umfassend und verlässlich ihre Leistungen für die 
Bürgerinnen und Bürger anbieten können. Bei einer Insolvenz gerät alles ins Rutschen. 
Dann drohen Dienstleistungen wegzubrechen, auf die wir alle angewiesen sind: 
Wasserversorgung, Müllabfuhr oder öffentlicher Nahverkehr. Damit würden wir 
Stabilität und das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger darauf riskieren, dass unser 
Land gut durch die Krise kommt. Für in der Existenz bedrohte Stadtwerke muss es 
staatliche Bürgschaften und Liquiditätshilfen geben, damit sie weiter sicher Energie 
beschaffen können. Und wir brauchen ein sofortiges Insolvenzmoratorium für die 
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Stadtwerke. Die Pflicht für gefährdete Stadtwerke, einen Insolvenzantrag zu stellen, 
muss zeitlich begrenzt ausgesetzt werden. Damit wäre nicht nur den kommunalen 
Unternehmen geholfen, sondern auch dem Mittelstand und dem Handwerk.“ Der 
aktuelle Gesetzentwurf des Bundesjustizministeriums gehe nicht weit genug.

Entlastung zügig schaffen - Überforderung abfedern 

Oberbürgermeister Dr. Ulf Kämpfer aus Kiel, Stellvertreter des Präsidenten des Deutschen 
Städtetages, sagte, für die Entlastung der Menschen und der Wirtschaft werde wegen der 
hohen Energiepreise jetzt dringend eine Gaspreisbremse gebraucht: „Die Strompreisbremse 
ist richtig, reicht aber nicht. Wir fordern schon seit Wochen eine Gaspreisbremse, die jetzt 
immer mehr Anhänger findet. Es geht um den Zusammenhalt unserer Gesellschaft. Die 
Energiekrise darf nicht zu sozialen Verwerfungen führen. Eine Gaspreisbremse ist das 
entscheidende Instrument, um die Preise zu dämpfen und die Überforderung breiter 
Schichten zu verhindern. Für private Haushalte muss ein Grundbedarf von 80 Prozent des 
Vorjahresverbrauchs an Gas vergünstigt zur Verfügung gestellt werden. Der finanzielle 
Rahmen muss sich an der Wirksamkeit einer Gaspreisbremse orientieren und nicht 
umgekehrt.“  

Eine Gaspreisbremse müsse jetzt sehr schnell kommen, betonte Kämpfer: „Die 
Expertenkommission muss rasch Ergebnisse vorlegen. Die Menschen müssen schnell 
spüren, dass die hohen Preise gedämpft werden. Wir halten es deshalb auch für keinen 
guten Weg, jetzt erst die Gasbeschaffungsumlage einzuführen, die Menschen damit zu 
belasten und dann die Umlage kurz danach wieder abzuschaffen. Die Mehrkosten der 
Unternehmen, um Ersatz für das ausfallende Gas zu beschaffen, sollten nicht auf die 
Verbraucherinnen und Verbraucher umgelegt werden. Stattdessen sollten staatliche Mittel 
die Mehrkosten direkt auffangen.“ 

Zum dritten Entlastungspaket der Ampelkoalition in Berlin machte der stellvertretende 
Städtetagspräsident deutlich: Das Paket könne helfen, manche Überforderung der 
Menschen abzufedern, etwa durch die Wohngeldreform, die Verlängerung des 
Kurzarbeitergeldes, die Einmalzahlungen für Rentnerinnen und Rentner oder das erhöhte 
Kindergeld. Allerdings müssten die Hilfen jetzt unbürokratisch gestaltet werden und schnell 
bei den Menschen ankommen, die diese Hilfen besonders dringend brauchen. 

Die Städte begrüßten die beschlossene Wohngeldreform als wichtige Maßnahme, um 
einkommensschwache Haushalte von den hohen Energiekosten zu entlasten. Noch sei der 
Verfahrensaufwand für die kommunalen Wohngeldstellen jedoch zu hoch. Dr. Ulf Kämpfer 
sagte: „Wir dürfen keine Zeit verlieren. Es kommt jetzt darauf an, dass das Wohngeld und 
der Heizkostenzuschuss schnell bei den Menschen ankommen. Dafür müssen die neuen 
Regeln klar und einfach sein, damit die kommunalen Wohngeldstellen gut und schneller 
als bisher ermitteln können, wer welchen Anspruch hat. Noch ist das nicht so, die Regeln 
sind zu kompliziert. Das Antragsverfahren muss deutlich vereinfacht und komplett 
digitalisiert werden und die Länder sind gefordert, ihre Regelungen schnell auf den Weg zu 
bringen und die Kommunen zu unterstützen.“ 


